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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Miltner, Dr. Klein (Göttingen) 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Deutsche Kommunistische Partei 


Äußerungen führender Vertreter der SPD weisen auf eine neue 
Beurteilung der Zielsetzung der Deutschen Kommunistischen 
Partei (DKP) hin, die bisher nach Programm und Praxis von 
allen Parteien übereinstimmend als verfassungsfeindlich an- 
gesehen worden ist. 

Das gilt besonders für die These von Rudi Arndt, das Programm 
der DKP stehe mit dem Grundgesetz in Übereinstimmung; nur 
die Abhängigkeit von KPdSU und SED widerspreche ihm. An- 
dererseits wird in Äußerungen von Jungsozialisten und aus 
einem Bundesintitut eine gemeinsame Strategie bzw. ein 
Dialog mit italienischen, französischen und spanischen Kommu- 
nisten empfohlen. Von den Jungsozialisten wird der Dialog 
mit italienischen Kommunisten auch praktiziert. Von der Bun- 
desregierung wird die Einmischung französischer und italieni- 
scher Kommunisten in innerdeutsche Angelegenheiten, z. B. in 
der Agitation gegen die sogenannten „Berufsverbote", reak- 
tionslos hingenommen. Daraus folgt die offenkundige Bereit- 
schaft zu „ideologischer Koexistenz" mit Kommunisten, wenn 
sie nur innerhalb des sozialistischen Lagers sich ein gewisses 
Maß an Unabhängigkeit schaffen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Lassen sich Parteiprogramm der DKP einerseits und ihre 
tatsächliche Politik andererseits unterscheiden, dergestalt, 
daß eine verfassungsfeindliche Zielsetzung hier bejaht und 
dort verneint werden kann, oder kann die Programmatik 
nur im Licht der tatsächlich betriebenen Politik zutreffend 
beurteilt werden mit der Folge, daß nur eine einheitliche 
Antwort auf die Frage nach dem Charakter der Zielsetzung 
der DKP möglich ist? 

2. Welche programmatischen Aussagen der DKP sind im übri- 
gen nach Auffassung der Bundesregierung maßgebend für 
die Messung ihrer Zielsetzung an unserer Verfassungs- 
ordnung? 

3. Läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung die Ziel- 
setzung der Essener Grundsatzerklärung und der Düssel- 
dorfer Thesen der DKP zutreffend bewerten ohne Berück- 
sichtigung der Aussagen des Hamburger Parteitages, der 
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verschiedenen Tagungen des Partei Vorstandes und anderer 
grundsätzlicher Äußerungen führender kommunistischer 
Funktionäre einschließlich solcher aus den sozialistischen 
Ländern, mit deren Politik die DKP nach eigenen Erklärun- 
gen übereinstimmt? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die theoretische und 
praktizierte Auffassung in der deutschen Sozialdemokratie, 
Europa bedürfe einer international abgestimmten demokra- 
tisch-sozialistischen Strategie, in die auch die kommunisti- 
schen Parteien Frankreichs und Italiens (KPI) einzubezie- 
hen seien? 

5. Teilt die Bundesregierung die unter ihrer Verantwortung 
publizierte Auffassung, daß es. notwendig sei, mit der KPI 
und der illegalen spanischen KP in einen Dialog zu treten? 

6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Ziel- 
setzung der KPI, die in der Bundesrepublik Deutschland 
fast 4000 Mitglieder und eine ausgebaute Organisation hat, 
nach Programm und Politik nicht in Übereinstimmung mit 
unserer Verfassungsordnung steht? 

7. Stehen nach Auffassung des für ein etwaiges Verbot der 
KPI als Ausländerverein ausschließlich zuständigen Bun- 
desinnenministers einem solchen Verbot rechtliche Gründe 
entgegen? 

8. Hat das Interesse der Bundesrepublik Deutschland an der 
Bekämpfung verfassungsfeindlicher Betätigung von Aus- 
ländervereinen, die sich in zunehmendem Maße auch in 
innerpolitischen Diskussionen einmischen (vgl. die Aktio- 
nen gegen die sogenannten „Berufsverbote"'), nach Auffas- 
sung der Bundesregierung hinter dem möglichen Interesse 
von ausländischen Arbeitnehmern an einer Betreuung 
durch solche Vereine zurückzutreten? 

9. Welche Gründe sprechen nach Auffassung der Bundes- 
regierung sonst für die weitere Hinnahme der Tätigkeit 
der KPI in unserem Lande? 

10. Wie viele Mitglieder der KPI in der Bundesrepublik 
Deutschland sind 

a) im öffentlichen Dienst, 

b) in Anstalten und Einrichtungen des öffentlichen Rechts 
beschäftigt? 


Bonn, den 4. August 1975 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Miltner 

Dr. Klein (Göttingen) 

Carstens, Stüdclen und Fraktion 
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